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Antworten auf die Wahlprüfsteine des Landesnetzwerks 
Selbsthilfe seelische Gesundheit (NetzG-RLP e.V.) 

 

1. Im PsychKG von RLP sind Besuchskommissionen im Maßregelvollzug und in 
der Sozialpsychiatrie geregelt. Wie steht Ihre Partei dazu, dass 
BetroƯene/Peers nicht in allen Besuchskommissionen Mitglied sind? 

§15 des Landesgesetzes über Hilfen bei psychischen Erkrankungen (PsychKHG RLP) 
regelt die Aufgaben und Besetzungen der Besuchskommissionen in der Sozialpsychiatrie. 
In diesen Kommissionen sollen sowohl psychiatrieerfahrene Personen wie auch 
Angehörigenvertreter vertreten sein. Für Einrichtungen des Maßregelvollzugs sieht das 
Maßregelvollzugsgesetz des Landes die Einrichtung einer Fachkommission vor. Auch 
dieser Kommission gehören BetroƯenenvertreter sowie Vertreter von 
Angehörigengruppen an. Damit erübrigt sich die Fragestellung. 

 

2. Wie steht Ihre Partei dazu, dass ein Unterschied in der Besuchskommission 
gemacht wird zwischen Unterbringung nach PsychKG oder BGB? 

Ziel der Besuchskommission nach dem PsychKHG RLP ist die Selbstüberprüfung der 
Verwaltung. Eine Unterbringung nach PsychKHG erfolgt nicht selten auf einer anderen 
Informations- und/oder Rechtslage als eine Unterbringung nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Die Wahrung der Rechte der nach BGB-Vorschriften 
Untergebrachten wird durch Verfahrenspfleger und Bevollmächtigte bzw. Betreuerinnen 
und Betreuer sichergestellt. Beide Unterbringungsformen beruhen auf unterschiedlichen 
gesetzlichen Grundlagen, die richtigerweise jeweils eigene Rechtsinstrumente zur 
Wahrung der Interessen untergebrachter Personen mit sich bringen. 
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3. Wie steht Ihre Partei zu einer Registrierung von Menschen mit psychischer 
Erkrankung bei den Ordnungsbehörden (Polizei, Gesundheitsamt etc.)? 

EingriƯsmaßnahmen dürfen grundsätzlich nur einzelfallbezogen, rechtssicher und 
verhältnismäßig erfolgen. Gleichwohl muss der Austausch zwischen psychiatrischen 
Kliniken und Behörden bei der Entlassung von auƯälligen Patienten verbessert werden, 
vor allem, wenn aus medizinischer Sicht eine Fremdgefährdung besteht. Eine pauschale 
Registrierung lehnen wir ab, da wir BetroƯene nicht stigmatisieren und unter 
Generalverdacht stellen wollen, denn das würde Vertrauen zerstören. Darüber hinaus 
sehen wir mit Blick auf die psychische Gesundheit Handlungsbedarf im Bereich 
der Präventions-, Hilfs- und Unterstützungsangebote, die ausgebaut werden müssen. 

 

4. Was plant Ihre Partei zur Behebung der mangelhaften Versorgung von 
psychisch Erkrankten generell und im Speziellen im ländlichen Raum? 

Wir wollen eine wohnortunabhängige Versorgung: Ausbau ambulanter und aufsuchender 
Angebote, verlässliche Krisendienste, Stärkung der Tageskliniken und 
Institutsambulanzen, bessere Vernetzung sowie Telepsychiatrie als Ergänzung. Ziel ist 
eine durchgängige Versorgungskette, besonders im ländlichen Raum. 

 

5. Die Selbsthilfe (sekundäre Prävention) ist ein wesentlicher Bestandteil der 
psychischen Gesundheitsvorsorge. Sie kann Wiederaufnahmen in die Kliniken 
vorbeugen und verdient Unterstützung aus psychiatrischer, psychologischer, 
sozialer und politischer Sicht. Im SGB V wird die Prävention auf 
Primärprävention beschränkt. Wie stellt Ihre Partei sich die Einbeziehung von 
Menschen nach einer psychischen Erkrankung und die Finanzierung der 
sekundären Prävention vor? 

Sekundäre Prävention muss erhalten bleiben. Wir setzen auf verlässliche Förderung der 
Selbsthilfe, strukturierte Nachsorge nach Klinikaufenthalten und Finanzierungswege über 
Kassen, Land und Kommunen. Die örtliche Gemeindepsychiatrie und Suchtkrankenhilfe 
sind mit ihren oft niedrigschwelligen Hilfsangeboten dauerhaft zu unterstützen. Die 
Vermeidung von Rückfällen hat für uns höchste Priorität. 
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6. Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Inklusion von Menschen mit geistiger 
oder psychischer Erkrankung zunächst auf dem ersten Arbeitsmarkt 
stattfindet und nicht auf dem zweiten Arbeitsmarkt, insbesondere 
Behindertenwerkstätten? 

Grundsätzlich gilt: Wer in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden kann, soll dort eine 
Beschäftigung finden. Das erreichen wir über Integrationsmodelle, gezieltes Jobcoaching 
und Anreize für Arbeitgeber. Dazwischen muss es echte Übergangsmöglichkeiten aus 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen in den ersten Arbeitsmarkt geben. Wir 
wollen aber unbedingt auch den zweiten Arbeitsmarkt erhalten, um Menschen, die ein 
besonderes Schutzbedürfnis haben, einen Raum für sinnstiftende Tätigkeiten und 
sichere Routinen geben zu können, ohne sie vom gesellschaftlichen Leben 
abzuschirmen. 


